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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1966 Ausgegeben am 24. August 1966 58. Stück

175. Bundesgesetz: Land- und forstwirtschaftliches Bundesschulgesetz
176. Bundesgesetz: Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz

1 7 5 . Bundesgesetz vom 14. Juli 1966, mit
dem Bestimmungen über die land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalten des Bundes
getroffen werden (Land- und forstwirt-

schaftliches Bundesschulgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. HAUPTSTÜCK

Allgemeine Bestimmungen
§ 1. G e l t u n g s b e r e i c h

Dieses Bundesgesetz gilt für folgende land-
und forstwirtschaftliche Lehranstalten des Bundes:

a) für öffentliche höhere land- und forstwirt-
schaftliche Lehranstalten,

b) für öffentliche Anstalten für die Ausbildung
und Fortbildung der Lehrer an land- und
forstwirtschaftlichen Schulen,

c) für öffentliche Schülerheime, die ausschließ-
lich oder vorwiegend für Schüler der unter
den lit. a und b genannten Schulen be-
stimmt sind.

§ 2. A u f g a b e d e r l a n d - u n d f o r s t -
w i r t s c h a f t l i c h e n L e h r a n s t a l t e n

d e s B u n d e s

(1) Die land- und forstwirtschaftlichen Lehr-
anstalten des Bundes haben die Aufgabe, an der
Entwicklung der Anlagen der Jugend nach den
sittlichen, religiösen und sozialen Werten sowie
nach den Werten des Wahren, Guten und Schö-
nen durch einen ihrer Entwicklungsstufe und
ihrem Bildungsweg entsprechenden Unterricht
mitzuwirken. Sie haben die Jugend mit dem für
das Leben und den künftigen Beruf erforder-
lichen Wissen und Können auszustatten und zum
selbsttätigen Bildungserwerb zu erziehen.

Die jungen Menschen sollen zu gesunden, ar-
beitstüchtigen, pflichttreuen und verantwortungs-
bewußten Gliedern der Gesellschaft und Bürgern
der demokratischen und bundesstaatlichen Repu-
blik Österreich herangebildet werden. Sie sollen
zu selbständigem Urteil und sozialem Verständ-
nis geführt, dem politischen und weltanschau-
lichen Denken anderer aufgeschlossen sowie be-
fähigt werden, am Wirtschafts- und Kulturleben
Österreichs, Europas und der Welt Anteil zu

nehmen und in Freiheits- und Friedensliebe an
den gemeinsamen Aufgaben der Menschheit mit-
zuwirken.

(2) Die besonderen Aufgaben der einzelnen
Schularten ergeben sich aus den Bestimmungen
des II. Hauptstückes.

§ 3. A l l g e m e i n e Z u g ä n g l i c h k e i t
(1) Die öffentlichen Schulen und Schülerheime

im Sinne des § 1 sind allgemein ohne Unterschied
der Geburt, des Geschlechtes, der Rasse, des Stan-
des, der Klasse, der Sprache und des Bekenntnis-
ses mit der Maßgabe zugänglich, daß Schulen,
Klassen und Heime eingerichtet werden können,
die nur für Burschen oder nur für Mädchen be-
stimmt sind.

(2) Die Aufnahme eines Schülers in eine öffent-
liche Schule oder ein öffentliches Schülerheim
darf nur wegen Nichterfüllung der schulrecht-
lichen Aufnahmsbedingungen durch den Schüler
oder wegen Überfüllung der Schule oder des
Schülerheimes abgelehnt werden.

§ 4. U n e n t g e l t l i c h k e i t d e s U n t e r -
r i c h t e s

(1) Der Besuch der im § 1 genannten öffent-
lichen Schulen ist unentgeltlich.

(2) Die durch gesonderte Vorschriften geregelte
Einhebung von Prüfungstaxen, Lern- und Ar-
beitsmittelbeiträgen, Unfallversicherungsprämien
und eines höchstens kostendeckenden Beitrages
für die Unterbringung, Verpflegung und Betreu-
ung in öffentlichen Schülerheimen wird hiedurch
nicht berührt. Sonstige Schulgebühren dürfen
nicht eingehoben werden.

§ 5. L e h r p l ä n e

(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat für die im § 1 genannten
Schularten unter Bedachtnahme auf die Bestim-
mungen des II. Hauptstückes durch Verordnung
Lehrpläne zu erlassen.

(2) Die Lehrpläne haben zu enthalten:
a) die allgemeinen Bildungsziele, die Bildungs-

und Lehraufgaben der einzelnen Unter-
richtsgegenstände und didaktische Grund-
sätze;
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b) die Aufteilung des Lehrstoffes auf die ein-
zelnen Schulstufen;

c) Gesamtstundenzahl und Stundenausmaß
der einzelnen Unterrichtsgegenstände
(Stundentafel).

(3) Welche Unterrichtsgegenstände (Pflichtge-
genstände, alternative Pflichtgegenstände, relative
Pflichtgegenstände, Freigegenstände) in den Lehr-
plänen vorzusehen sind, wird in den Bestimmun-
gen des II. Hauptstückes für die einzelnen Schul-
arten festgesetzt. Im Lehrplan kann bestimmt
werden, daß einzelne der im II. Hauptstück an-
geführten Pflichtgegenstände als alternative
Pflichtgegenstände zu führen sind. Darüber
hinaus können in den Lehrplänen auch sonstige
Unterrichtsgegenstände als relative Pflichtgegen-
stände oder als Freigegenstände oder unverbind-
liche Übungen vorgesehen werden.

(4) Bei der Erlassung der Lehrpläne für den
Religionsunterricht ist auf die Bestimmungen des
Religionsunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 190/
1949, in der jeweils geltenden Fassung, Bedacht
zu nehmen.

(5) Zur Erprobung besonderer pädagogischer
oder schulorganisatorischer Maßnahmen können
Schulversuche durchgeführt werden.

§ 6. B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

(1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind zu ver-
stehen

a) unter öffentlichen Schulen jene Schulen, die
vom gesetzlichen Schulerhalter (§ 7 Abs. 1)
errichtet und erhalten werden;

b) unter Pflichtgegenständen jene Unterrichts-
gegenstände, deren Besuch für alle in die
betreffende Schule aufgenommenen Schü-
ler verpflichtend ist, sofern sie nicht vom
Besuch befreit oder im Falle des Religions-
unterrichtes auf Grund der Bestimmungen
des Religionsunterrichtsgesetzes vom Be-
such abgemeldet sind;

c) unter alternativen Pflichtgegenständen jene
Unterrichtsgegenstände, deren Besuch zur
Wahl gestellt wird, wobei einer von meh-
reren Unterrichtsgegenständen gewählt
werden muß und der gewählte Unterrichts-
gegenstand wie ein Pflichtgegenstand ge-
wertet wird;

d) unter relativen Pflichtgegenständen jene
Unterrichtsgegenstände, deren Besuch zwar
frei gewählt werden kann, die jedoch im
übrigen wie Pflichtgegenstände gewertet
werden;

e) unter Freigegenständen jene Unterrichtsge-
genstände und unter unverbindlichen
Übungen jene Unterrichtsveranstaltungen,
zu deren Besuch eine Anmeldung zu Be-
ginn des Schuljahres erforderlich ist und
die nicht wie Pflichtgegenstände gewertet
werden;

f) unter Errichtung einer Schule ihre Grün-
dung und die Festsetzung ihrer örtlichen
Lage;

g) unter Erhaltung einer Schule die Beistel-
lung der erforderlichen Lehrer sowie des
zur Betreuung des Schulgebäudes und der
übrigen Schulliegenschaften notwendigen
Personals (Schulwart, Reinigungspersonal,
Heizer, Wirtschaftspersonal u. dgl.) sowie
die Bereitstellung und Instandhaltung des
Schulgebäudes und der übrigen Schulliegen-
schaften, deren Einrichtung, Beleuchtung
und Beheizung, der Lehrmittel sowie die
Deckung des sonstigen Sachaufwandes.

(2) In den Fällen des Abs. 1 lit. c, d und e
hat die Wahl oder die Anmeldung durch die Er-
ziehungsberechtigten des Schülers, wenn dieser
aber voll handlungsfähig ist, durch ihn selbst
zu erfolgen.

§ 7. E r r i c h t u n g u n d E r h a l t u n g

(1) Die Errichtung und Erhaltung der im § 1
genannten öffentlichen Schulen und Schülerheime
und die Tragung der damit verbundenen Kosten
obliegt dem Bund als gesetzlichem Schulerhalter.

(2) In jeder Schule ist eine der Anzahl der
Klassen entsprechende Zahl von Unterrichts- und
Nebenräumen einzurichten.

(3) Jede Schule hat in ihrer baulichen Gestal-
tung und in ihrer Einrichtung den Grundsätzen
der Pädagogik und der Schulhygiene zu ent-
sprechen.

(4) Die Schulen haben mit einem Turnsaal
oder einem Spielplatz und nach Bedarf mit den
erforderlichen Lehrbetrieben, Lehrwerkstätten,
Lehrküchen, Lehrbüchereien und sonstigen Lehr-
einrichtungen ausgestattet zu sein.

(5) Wohnungen für den Schulleiter und die
Lehrer sowie für das übrige Personal können
inner- oder außerhalb des Schul- oder Internats-
gebäudes vorgesehen werden.

(6) Den im § 1 genannten öffentlichen Schulen
sind bei Bedarf vom gesetzlichen Schulerhalter
Schülerheime anzuschließen; diese gelten hin-
sichtlich der Errichtung und Erhaltung als Be-
standteil der Schule. Mit der Aufnahme in die
Schule ist in der Regel die internatsmäßige Un-
terbringung im Schülerheim verbunden.

§ 8 . S c h u l b e s u c h

(1) Die Schüler haben den theoretischen und
praktischen Unterricht und die sonstigen ver-
bindlich vorgeschriebenen Schulveranstaltungen
während der vorgeschriebenen Schulzeit regel-
mäßig und pünktlich zu besuchen. Ein Fern-
bleiben ist nur im Falle gerechtfertigter Verhin-
derung des Schülers zulässig.
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(2) Als Rechtfertigungsgründe für die Verhin-
derung gelten insbesondere:

a) Erkrankung des Schülers,
b) Erkrankung der Eltern oder anderer An-

gehöriger, wenn sie der Hilfe des Schülers
bedürfen,

c) außergewöhnliche Ereignisse im Leben des
Schülers, in der Familie oder im Hauswesen
des Schülers.

II. HAUPTSTÜCK

Besondere Bestimmungen über die
Schulorganisation

T e i l A

Höhere land- und forstwirtschaftliche
Lehranstalten

§ 9. A u f g a b e

Die höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalten haben die Aufgabe, den Schülern
eine höhere allgemeine und fachliche Bildung zu
vermitteln, die zur Ausübung einer gehobenen
Berufstätigkeit auf land- und forstwirtschaft-
lichem Gebiet befähigt und das Studium der
gleichen oder einer verwandten Fachrichtung an
einer Hochschule ermöglicht. Hiebei ist durch
praktischen Unterricht in den entsprechenden
Lehreinrichtungen auch eine sichere praktische
Fertigkeit zu vermitteln.

§ 10. A u f b a u

(1) Die höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten schließen an die 8. Schul-
stufe an und umfassen fünf Schulstufen (9. bis
13. Schulstufe).

(2) Jeder Schulstufe hat ein Jahrgang zu ent-
sprechen.

(3) Die Bestimmung des Abs. 1 gilt nicht für
die Sonderformen (§ 18) der höheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten.

§ 11. O r g a n i s a t i o n s f o r m e n

(1) Die höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten sind berufsbildende höhere
Lehranstalten. Sie gliedern sich in

a) höhere Lehranstalten für allgemeine Land-
wirtschaft,

b) höhere Lehranstalten für alpenländische
Landwirtschaft,

c) höhere Lehranstalten für Wein- und Obst-
bau,

d) höhere Lehranstalten für Gartenbau,
e) höhere Lehranstalten für Landtechnik,
f) höhere Lehranstalten für landwirtschaft-

liche Frauenberufe,
g) Sonderformen der unter lit. a bis f ge-

nannten Arten.

(2) Höhere land- und forstwirtschaftliche
Lehranstalten für mehrere Fachrichtungen sind
in Fachabteilungen zu gliedern. Soweit erforder-
lich, sind für die einzelnen Fachabteilungen Fach-
vorstände zu bestellen, die der gemeinsamen
Schulleitung unterstellt sind.

§ 12. Aufnahmsvoraussetzungen

(1) Voraussetzung für die Aufnahme in eine
höhere land- und forstwirtschaftliche Lehranstalt
ist — soweit für Sonderformen nicht anderes be-
stimmt ist — die erfolgreiche Erfüllung der
ersten acht Jahre der allgemeinen Schulpflicht
sowie die erfolgreiche Ablegung einer Aufnahms-
prüfung, durch welche die geistige und körper-
liche Eignung des Schülers für die betreffende
Fachrichtung festzustellen ist.

(2) Die Aufnahmsprüfung besteht aus einer
schriftlichen und einer mündlichen Prüfung. Die
näheren Vorschriften über die Aufnahmsprüfung
werden durch Verordnung erlassen.

§ 13. Reifeprüfung

(1) Die Ausbildung an den höheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten wird durch
eine Reifeprüfung abgeschlossen. Die näheren
Vorschriften über die Reifeprüfung werden
durch ein gesondertes Bundesgesetz geregelt.

(2) Die erfolgreiche Ablegung der Reife-
prüfung berechtigt zum Besuch einer wissen-
schaftlichen Hochschule gleicher oder verwandter
Fachrichtung. Durch Verordnung ist zu bestim-
men, welche Fachrichtungen der wissenschaft-
lichen Hochschulen als gleich oder verwandt an-
zusehen sind und in welchen Fällen nach den Er-
fordernissen der Fachrichtungen Zusatzprüfun-
gen zur Reifeprüfung abzulegen sind. Darüber
hinaus ist in dieser Verordnung zu bestimmen,
welche Zusatzprüfungen zur Erlangung der Be-
rechtigung zum Besuch anderer Fachrichtungen
der wissenschaftlichen Hochschulen abzulegen
sind.

§ 14. L e h r e r

(1) Der Unterricht in den Klassen der höheren
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten ist
durch Fachlehrer zu erteilen.

(2) Für jede höhere land- und forstwirtschaft-
liche Lehranstalt sind ein Leiter, nötigenfalls auch
Fachvorstände (§11 Abs. 2), und die erforder-
lichen weiteren Lehrer zu bestellen.

(3) Hiedurch werden die Vorschriften des
Lehrerdienstrechtes, bei Religionslehrern auch
jene des Religionsunterrichtsrechtes, nicht be-
rührt.

§ 15. K l a s s e n s c h ü l e r z a h l

Die Zahl der Schüler in einer Klasse einer
höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehran-
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stalt soll im allgemeinen 30 betragen und darf
36 nicht übersteigen. Bei mehr als 36 Schülern
ist die Klasse in Parallelklassen zu teilen, sofern
die Klassenschülerzahl nicht durch eine Auftei-
lung der Schüler auf bereits bestehende Parallel-
klassen auf höchstens 36 gesenkt werden kann.

§16 . U n t e r r i c h t u n d L e h r e i n r i c h -
t u n g e n

(1) Der Unterricht an höheren land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalten besteht aus einem
allgemeinbildenden Unterricht und einem Fach-
unterricht. Letzterer gliedert sich in einen theo-
retischen und — soweit ihn die Bildungs- und
Lehraufgaben erforderlich machen — einen prak-
tischen Unterricht.

(2) Der gesetzliche Schulerhalter hat Vorsorge
zu treffen, daß der praktische Unterricht in Lehr-
einrichtungen (wie Lehrbetrieb, Lehrhaushalt,
Lehrwerkstätte) durchgeführt werden kann.

§17. L e h r p l ä n e

(1) In den Lehrplänen der höheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten sind als
Pflichtgegenstände vorzusehen:

a) Religion, Deutsch, eine lebende Fremd-
sprache, Geschichte und Sozialkunde, Geo-
graphie und Wirtschaftskunde, Staatsbür-
gerkunde, Leibesübungen;

b) die im Hinblick auf die künftige Berufs-
tätigkeit erforderlichen mathematischen,
naturwissenschaftlichen, fachtheoretischen,
praktischen, wirtschaftlichen, berufskund-
lichen, lebenskundlichen und musischen
Unterrichtsgegenstände.

(2) Zur Ergänzung des praktischen Unterrich-
tes kann in den Lehrplänen zwischen den einzel-
nen Schulstufen eine Pflichtpraxis bis zum Aus-
maß von viereinhalb Monaten vorgesehen wer-
den.

§18. S o n d e r f o r m e n

(1) Als Sonderformen können höhere land-
und forstwirtschaftliche Lehranstalten für Schü-
ler, die nach Erfüllung der allgemeinen Schul-
pflicht eine mindestens zweijährige praktische
Verwendung in der Land- und Forstwirtschaft
zurückgelegt haben, geführt werden. Diese Son-
derformen haben die Aufgabe, in einem vierjäh-
rigen Bildungsgang zum Bildungsziel der höheren
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten
einer bestimmten Fachrichtung zu führen.

(2) Für die Lehrpläne gelten die Bestimmungen
des § 17 entsprechend.

§ 19. H ö h e r e l a n d - u n d f o r s t w i r t -
s c h a f t l i c h e L e h r - u n d V e r s u c h s -

a n s t a l t e n

(1) Mit einer höheren land- und forstwirt-
schaftlichen Lehranstalt können zur Gewähr-
leistung von lehrplanmäßig vorgesehenen Übun-
gen an der Lehranstalt land- und forstwirtschaft-
liche Versuchsanstalten des Bundes organisatorisch
verbunden werden. Solche Anstalten führen die
Bezeichnung „Höhere Bundeslehr- und Versuchs-
anstalt" mit Anführung der Fachrichtung.

(2) Land- und forstwirtschaftliche Versuchs-
anstalten des Bundes können durch Verordnung
errichtet werden, wenn

a) die räumlichen, personellen und sachlichen
Voraussetzungen gegeben sind,

b) ihre organisatorische Verbindung mit einer
höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalt sichergestellt ist,

c) diese sichergestellte organisatorische Ver-
bindung der Gewährleistung von lehrplan-
mäßig vorgesehenen Übungen dient.

(3) Vor der Errichtung einer land- und forst-
wirtschaftlichen Versuchsanstalt gemäß Abs. 2
ist dem Land, in dem die Versuchsanstalt ihren
Sitz haben soll, Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben.

§20. E r r i c h t u n g h ö h e r e r l a n d - u n d
f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e r L e h r -

a n s t a l t e n

(1) Höhere land- und forstwirtschaftliche Lehr-
anstalten können nach Maßgabe des Bedarfes
durch Verordnung errichtet werden, wenn die
räumlichen, sachlichen und personellen Voraus-
setzungen sichergestellt sind.

(2) Ein Bedarf ist anzunehmen, wenn mit
einem hohen Grad der Wahrscheinlichkeit für
mehrere Jahre mit einer Schülerzahl von 30 je
Klasse gerechnet werden kann.

Teil B

Anstalten für die Ausbildung und Fortbildung
der Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen

Schulen

a) L a n d - u n d f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e
b e r u f s p ä d a g o g i s c h e L e h r -

a n s t a l t e n

§21. A u f g a b e

Die land- und forstwirtschaftlichen berufspäd-
agogischen Lehranstalten haben die Aufgabe, Ab-
solventen höherer land- und forstwirtschaftlicher
Lehranstalten und Absolventen land- und forst-
wirtschaftlicher Hochschulen zu Lehrern für
land- und forstwirtschaftliche Schulen heranzu-
bilden, die zugleich befähigt sind, im land- und
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forstwirtschaftlichen Förderungsdienst zu wirken.
Inwieweit die Lehrer auch an polytechnischen
Lehrgängen verwendet werden können, richtet
sich nach den besonderen dienstrechtlichen Vor-
schriften.

§ 22. A u f b a u

(1) Die land- und forstwirtschaftlichen berufs-
pädagogischen Lehranstalten umfassen

a) Lehrgänge für Absolventen höherer land-
und forstwirtschaftlicher Lehranstalten;

b) Lehrgänge für Absolventen land- und
forstwirtschaftlicher Hochschulen;

c) Lehrgänge für Absolventen höherer land-
und forstwirtschaftlicher Lehranstalten mit
einschlägiger Vorpraxis im land- und forst-
wirtschaftlichen Lehr- und Förderungs-
dienst.

(2) Die Dauer der Lehrgänge gemäß Abs. 1 ist
unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen des
§ 21 und die Vorbildung der Schüler durch Ver-
ordnung festzusetzen, wobei hinsichtlich der
Lehrgänge gemäß lit. a eine Dauer von 2—4 Se-
mestern vorzusehen ist.

(3) Die land- und forstwirtschaftlichen berufs-
pädagogischen Lehranstalten sind den Akademien
(§ 118 bis 124 des Schulorganisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 242/1962) verwandte Lehranstalten.

§23. L e h r p l a n

Im Lehrplan der land- und forstwirtschaft-
lichen berufspädagogischen Lehranstalten sind
als Pflichtgegenstände vorzusehen:

a) Religion, Leibesübungen;
b) Pädagogik mit ihren Grund- und Hilfs-

wissenschaften (insbesondere Einführung
in die Soziologie, Psychologie, Jugend-
kunde, Erziehungslehre, Unterrichtslehre),
Methodik des Fachunterrichtes mit schul-
praktischen Übungen, Film- und Bildgeräte,
Sprecherziehung;

c) Beratungslehre, landwirtschaftliches Orga-
nisations- und Förderungswesen, Unter-
richts- und Beratungsmittelkunde;

d) ergänzende Unterrichtsgegenstände und
Unterrichtsveranstaltungen, die im Hin-
blick auf die künftige Berufstätigkeit er-
forderlich sind.

§ 24. A u f n a h m s v o r a u s s e t z u n g e n

Voraussetzung für die Aufnahme in eine land-
und forstwirtschaftliche berufspädagogische Lehr-
anstalt ist für die im § 22 lit. a genannte Orga-
nisationsform die erfolgreiche Ablegung der
Reifeprüfung an einer höheren land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalt, für die im § 22 lit. b

genannte Organisationsform die erfolgreiche Ab-
legung der drei Staatsprüfungen an der Hoch-
schule für Bodenkultur und für die im § 22 lit. c
genannte Organisationsform die erfolgreiche Ab-
legung der Reifeprüfung an einer höheren land-
und forstwirtschaftlichen Lehranstalt sowie eine
mindestens vierjährige Verwendung im land-
und forstwirtschaftlichen Lehr- und Förderungs-
dienst.

§ 25. B e f ä h i g u n g s p r ü f u n g

(1) Die Ausbildung an land- und forstwirt-
schaftlichen berufspädagogischen Lehranstalten
schließt mit der Befähigungsprüfung für den
land- und forstwirtschaftlichen Lehr- und Förde-
rungsdienst ab.

(2) Die Schüler der Lehrgänge gemäß § 22
Abs. 1 lit. a haben vor Ablegung der Befähi-
gungsprüfung gemäß Abs. 1 am Ende des Lehr-
ganges eine Abschlußprüfung abzulegen und im
Anschluß daran eine mindestens zweijährige
Praxis zu absolvieren.

(3) Die näheren Vorschriften über die Befähi-
gungsprüfung und über die Abschlußprüfung
werden durch gesondertes Bundesgesetz erlassen.

§ 26. L e h r e r

(1) Für jede land- und forstwirtschaftliche
berufspädagogische Lehranstalt sind ein Leiter
und die erforderlichen Lehrer zu bestellen.

(2) Hiedurch werden die Vorschriften des
Lehrerdienstrechtes, bei Religionslehrern auch
jene des Religionsunterrichtsrechtes, nicht be-
rührt.

§27. K l a s s e n s c h ü l e r z a h l

Die Zahl der Schüler eines Lehrganges einer
land- und forstwirtschaftlichen berufspädagogi-
schen Lehranstalt soll im allgemeinen 30 betra-
gen und darf 36 nicht übersteigen. Bei mehr als
36 Schülern ist der Lehrgang in Parallellehrgänge
zu teilen, sofern die Zahl der Schüler je Lehrgang
nicht durch eine Aufteilung der Schüler auf be-
reits bestehende Parallellehrgänge auf höchstens
36 gesenkt werden kann.

§28. E r r i c h t u n g

Die Bestimmungen des § 20 finden sinngemäß
auch auf die land- und forstwirtschaftlichen
berufspädagogischen Lehranstalten Anwendung.

b) L a n d - u n d f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e
b e r u f s p ä d a g o g i s c h e I n s t i t u t e

§29. A u f g a b e

Die land- und forstwirtschaftlichen berufspäd-
agogischen Institute dienen:

a) der Fortbildung der Lehrer an land- und
forstwirtschaftlichen Schulen;
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b) der Vorbereitung auf die Ergänzungsprü-
fungen der Lehrer für den allgemeinbilden-
den Unterricht an land- und forstwirt-
schaftlichen Schulen;

c) der Vorbereitung von Förstern und Mei-
stern auf die Lehramtsprüfung für den
land- und forstwirtschaftlichen Fachunter-
richt, soweit eine solche Prüfung in den
dienstrechtlichen Vorschriften vorgesehen
ist.

§ 30. A u f b a u

(1) Die land- und forstwirtschaftlichen berufs-
pädagogischen Institute haben die ihren Auf-
gaben entsprechenden Lehrgänge zu umfassen.

(2) Die land- und forstwirtschaftlichen berufs-
pädagogischen Institute haben ihre Bildungsauf-
gaben insbesondere durch Vorlesungen, Seminare,
Exkursionen und Übungen zu erfüllen, die auch
im Zusammenwirken mit land- und forstwirt-
schaftlichen berufspädagogischen Lehranstalten
oder mit höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalten durchgeführt werden können.

§ 31. L e h r e r

(1) Für jedes land- und forstwirtschaftliche
berufspädagogische Institut sind die erforder-
lichen Lehrer und — sofern es nicht in organisa-
torischer Verbindung mit einer land- und forst-
wirtschaftlichen berufspädagogischen Lehranstalt
oder einer höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalt geführt wird — ein Leiter zu
bestellen.

(2) Hiedurch werden die Vorschriften des
Lehrerdienstrechtes, bei Religionslehrern auch
jene des Religionsunterrichtsrechtes, nicht be-
rührt.

§ 32. E r r i c h t u n g

Die Bestimmungen des § 20 finden sinngemäß
auch auf die land- und forstwirtschaftlichen be-
rufspädagogischen Institute Anwendung.

III. HAUPTSTÜCK

Gemeinsame Bestimmungen und Schlußbestim-
mungen

§ 33. S c h u l b e h ö r d e

Sachlich zuständige Schulbehörde für die
Schulen und Schülerheime gemäß. § 1 ist das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft.

§ 34. B e z e i c h n u n g b e r e i t s b e s t e -
h e n d e r l a n d - u n d f o r s t w i r t s c h a f t -

l i c h e r B u n d e s l e h r a n s t a l t e n

Die öffentliche land- und forstwirtschaft-
liche berufspädagogische Lehranstalt und das
öffentliche land- und forstwirtschaftliche berufs-

pädagogische Institut in Wien-Ober-St. Veit bil-
den eine Lehranstalt mit der Bezeichnung „Bun-
desseminar für das landwirtschaftliche Bildungs-
wesen in Wien".

§ 35.

Die bereits bestehenden öffentlichen land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten und Schüler-
heime gemäß § 1 und die bereits bestehenden
land- und forstwirtschaftlichen Versuchsanstalten
des Bundes gemäß § 19 gelten als im Sinne dieses
Bundesgesetzes errichtet.

§36.

Dieses Bundesgesetz tritt nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen in Kraft:

a) für die Erlassung von Verordnungen auf
Grund dieses Bundesgesetzes am 1. Septem-
ber 1966, wobei diese Verordnungen jedoch
frühestens mit dem Inkrafttreten der Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes, auf die
sie sich gründen, in Kraft zu setzen sind;

b) die §§ 18, 21 bis 26 und 29 bis 31 — soweit
es sich nicht um die Erlassung von Verord-
nungen gemäß lit: a handelt — am 1. Sep-
tember 1967;

c) die §§ 9 bis 14, 16 und 17 — soweit es
sich nicht um die Erlassung von Verordnun-
gen gemäß lit. a handelt — am 1. Septem-
ber 1967, jedoch mit der Maßgabe, daß für
jene Schüler, die spätestens zu Beginn des
Schuljahres 1966/67 in die erste Klasse einer
höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalt mit vier Schulstufen eintreten,
bis zum Abschluß ihrer Schulzeit, längstens
aber bis zum Ende des Schuljahres 1969/70
die bisher geltenden Vorschriften weiter
anzuwenden sind;

d) die §§ 15 und 27 am 1. September 1968;
e) die übrigen Bestimmungen am 1. Septem-

ber 1966.

§37.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
betraut

a) hinsichtlich der Bestimmungen des § 13
Abs. 2 das Bundesministerium für Unter-
richt im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft;

b) hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 19,
20, 28 und 32 das Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen;

c) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen das
Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft.

Jonas
Klaus Schleinzer Piffl Schmitz
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1 7 6 . Bundesgesetz vom 14. Juli 1966, mit
dem ein bundeseinheitliches Dienstrecht für
Landeslehrer für öffentliche land- und forst-
wirtschaftliche Berufs- und Fachschulen ge-
schaffen wird (Land- und forstwirtschaft-
liches Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungs-

gesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. HAUPTSTÜCK

Allgemeine Bestimmungen

§ 1. A n w e n d u n g s b e r e i c h

Dieses Bundesgesetz regelt das Dienstrecht der
im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu
einem Lande stehenden Lehrer für öffentliche
land- und forstwirtschaftliche Berufs- und Fach-
schulen (land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer) sowie die Rechte und Pflichten der Per-
sonen, die einen Anspruch auf Ruhe(Versor-
gungs)bezug aus einem solchen Dienstverhältnis
haben.

§ 2. A n w e n d u n g v o n f ü r B u n d e s -
l e h r e r g e l t e n d e n V o r s c h r i f t e n

(1) Auf die im § 1 genannten Personen finden
das Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl. Nr. 22/
1947, sowie jene gesetzlichen Vorschriften An-
wendung, die in den folgenden §§ 7, 24, 25
Abs. 3, 48 und 59 auf sie für anwendbar erklärt
werden.

(2) Die im Sinne des Abs. 1 anzuwendenden
gesetzlichen Vorschriften finden in ihrer jeweils
geltenden Fassung, soweit sie für Bundeslehrer
des Dienst- oder Ruhestandes oder deren Hinter-
bliebene gelten, mit der Maßgabe Anwendung,
daß

a) an die Stelle des Dienstverhältnisses zum
Bund das Dienstverhältnis zu dem be-
treffenden Bundesland tritt,

b) sofern in diesen Vorschriften auf ein frü-
heres oder gleichzeitiges Dienstverhältnis
zu einem Bundesland Bezug genommen
wird, an dessen Stelle ein früheres oder
gleichzeitiges Dienstverhältnis zu einem an-
deren Bundesland oder zum Bund zu ver-
stehen ist,

c) bezüglich der Erlassung von Verordnungen
sich die Zuständigkeit nach § 66 und

d) bezüglich der Ausübung der Diensthoheit
sich die Zuständigkeit nach § 3 richtet.

§ 3. D i e n s t b e h ö r d e n

Dienstbehörden (einschließlich der Qualifika-
tions- und Disziplinarbehörden) im Sinne dieses

Bundesgesetzes sind jene Behörden, die zur Aus-
übung der Diensthoheit über die im § 1 genann-
ten Personen hinsichtlich der einzelnen dienst-
behördlichen Aufgaben durch die gemäß § 3 des
Lehrerdienstrechts-Kompetenzgesetzes, BGBl.
Nr. 88/1948, erlassenen Landesgesetze berufen
sind.

§ 4. E i n t e i l u n g d e r l a n d - u n d f o r s t -
w i r t s c h a f t l i c h e n L a n d e s l e h r e r

Die land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrer werden eingeteilt:

a) nach den Verwendungsgruppen in Lehrer
der Verwendungsgruppe L 1, L 2 B,
L 2 HS, L 2 V und L 3;

b) innerhalb der Verwendungsgruppen nach
Dienstzweigen;

c) nach den Schularten in Lehrer für öffent-
liche land- und forstwirtschaftliche Fach-
schulen und für öffentliche land- und forst-
wirtschaftliche Berufsschulen;

d) nach ihrer Dienststellung in Leiter und
Lehrer;

e) nach der Art des Dienstverhältnisses in
provisorische und definitive Lehrer im
Sinne des § 5 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes;

f) nach der örtlichen Dienstleistung in Lehrer,
die unmittelbar einer Schule, und in Lehrer,
die der Lehrerreserve zugewiesen sind;

g) innerhalb der unmittelbar einer Schule zu-
gewiesenen Lehrer in solche, die eine schul-
feste Stelle innehaben, und solche ohne
schulfeste Stelle;

h) nach dem Ausmaß der Beschäftigung in
vollbeschäftigte und teilbeschäftigte Lehrer.

II. HAUPTSTÜCK

Das Dienstverhältnis

§ 5. A n s t e l l u n g s e r f o r d e r n i s s e

Als land- und forstwirtschaftlicher Landes-
lehrer kann nur angestellt werden, wer die all-
gemeinen und die besonderen Anstellungserfor-
dernisse (§§6 und 7) erfüllt und nicht von der
Anstellung nach § 8 ausgeschlossen ist.

§ 6. A l l g e m e i n e A n s t e l l u n g s -
e r f o r d e r n i s s e

(1) Allgemeine Anstellungserfordernisse sind:
a) die österreichische Staatsbürgerschaft,
b) die volle Handlungsfähigkeit, wobei deren

Beschränkung wegen Minderjährigkeit
außer Betracht bleibt,

c) die körperliche und geistige Eignung für
das Wirken als Lehrer und Erzieher sowie
— unbeschadet der Bestimmungen des § 8
Abs. 2 — ein ehrenhaftes Vorleben,
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d) ein Lebensalter von über 18 und unter
40 Jahren bei Eintritt in den öffentlichen
Dienst.

(2) Von der Überschreitung der oberen Alters-
grenze des Abs. 1 lit. d kann ausnahmsweise
Nachsicht erteilt werden, wenn die Anstellung
im Interesse des Schulwesens gelegen ist.

§ 7. B e s o n d e r e A n s t e l l u n g s -
e r f o r d e r n i s s e

Für die besonderen Anstellungserfordernisse
gelten im Sinne des § 2 die Bestimmungen der
Lehrer-Dienstzweigeverordnung, BGBl. Nr. 103/
1958, welche gemäß Z. 2 der Anlage 1 zu § 1 des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 334/1965 als Bundes-
gesetz gilt.

§ 8. A u s s c h l i e ß u n g v o n d e r
A n s t e l l u n g

(1) Von der Anstellung ist ausgeschlossen:
a) wer wegen eines Verbrechens oder eines

aus Gewinnsucht verübten oder die öffent-
liche Sittlichkeit verletzenden Vergehens
oder einer solchen Übertretung oder wegen
der Übertretung nach § 420 des Straf-
gesetzes rechtskräftig verurteilt worden ist,
solange die Strafe nicht getilgt ist;

b) wer aus dem öffentlichen Dienst entlassen
worden oder während eines anhängigen
Disziplinarverfahrens ausgetreten ist.

(2) Von der Ausschließung nach Abs. 1 kann
in rücksichtswürdigen Fällen Nachsicht erteilt
werden, soweit strafgesetzliche Bestimmungen
nicht entgegenstehen und die Anstellung im
Interesse des Schulwesens gelegen ist.

§ 9. A n s t e l l u n g

(1) Voraussetzung für die Anstellung als land-
und forstwirtschaftlicher Landeslehrer ist eine
Bewerbung.

(2) Bei der Auswahl der Bewerber ist zunächst
auf die fachliche Eignung, ferner auf die Zeit,
die seit Erfüllung der besonderen Anstellungs-
erfordernisse vergangen ist, und auf die Rück-
sichtswürdigkeit der Bewerber im Hinblick auf
ihre sozialen Verhältnisse Bedacht zu nehmen.

(3) Für die Anstellung als Landeslehrer gelten
im übrigen die Bestimmungen der §§ 4 und 5
des Gehaltsüberleitungsgesetzes mit der Maßgabe,
daß die Ernennung auf einen hinsichtlich Ver-
wendungsgruppe (§ 4 lit. a), Dienstzweig (§ 4
lit. b), Schulart (§ 4 lit. c) und Dienststellung
(§ 4 lit. d) bestimmten Dienstposten erfolgt.

§ 10. A n s t e l l u n g s d e k r e t

Über die Anstellung ist ein Dekret auszu-
fertigen, in dem außer den im § 9 Abs. 3 vor-
geschriebenen Angaben auch der Amtstitel und
die besoldungsrechtliche Stellung sowie der Tag,

an dem der Dienst anzutreten ist, anzugeben
sind. Ferner ist in das Anstellungsdekret eine
Belehrung über die Einbringung von Ansuchen
um Anrechnung allfälliger Vordienstzeiten auf-
zunehmen.

§ 11. B e g i n n d e s D i e n s t -
v e r h ä l t n i s s e s

(1) Das Dienstverhältnis beginnt mit dem Tag
der Zustellung des Anstellungsdekretes, sofern
darin nicht ausdrücklich ein späterer Tag be-
stimmt ist, frühestens jedoch — soweit nicht
Abs. 2 anzuwenden ist — mit dem Tag des
Dienstantrittes.

(2) Im Falle der Anstellung durch Übernahme
aus dem vertraglichen Landeslehrerdienstver-
hältnis zum gleichen Bundesland oder unmittel-
bar nach dem Ausscheiden aus dem öffentlich-
rechtlichen Landeslehrerdienstverhältnis zu einem
anderen Bundesland beginnt das Dienstverhält-
nis mit dem Tag der Zustellung des Anstellungs-
dekretes, sofern darin nicht ausdrücklich ein
späterer Tag bestimmt ist.

(3) Im Falle der Anstellung unmittelbar nach
dem Ausscheiden aus dem öffentlich-rechtlichen
Landeslehrerdienstverhältnis zu einem anderen
Bundesland bleibt eine bereits erlangte Definitiv-
stellung im Sinne des § 5 Abs. 1 des Gehalts-
überleitungsgesetzes gewahrt; ebenso ist die im
provisorischen Dienstverhältnis beim abgebenden
Bundesland zurückgelegte Dienstzeit in die pro-
visorische Dienstzeit beim übernehmenden Bun-
desland im Sinne des § 5 Abs. 4 des Gehalts-
überleitungsgesetzes einzurechnen.

§ 12. U n w i r k s a m w e r d e n d e r
A n s t e l l u n g

Die Anstellung wird unwirksam, wenn der
Dienst in den Fällen des § 11 Abs. 1 nicht am
vorgeschriebenen Dienstantrittstag angetreten
wird und

a) die Säumnis nicht innerhalb einer Woche
nach dem vorgeschriebenen Dienstantritts-
tag wegen Krankheit oder sonstiger stich-
hältiger Gründe gerechtfertigt und der
Dienst nicht am Tage nach Wegfall des
Hinderungsgrundes angetreten wird oder

b) die Säumnis länger als einen Monat dauert.

§ 13. D i e n s t g e l ö b n i s

(1) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat binnen vier Wochen nach Beginn des
Dienstverhältnisses (§ 11) das Dienstgelöbnis ab-
zulegen.

(2) Das Dienstgelöbnis hat folgenden Wort-
laut:

„Ich gelobe, daß ich die Verfassung und die
Gesetze der Republik Österreich unverbrüchlich
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beachten, meine Pflichten als Lehrer getreulich
erfüllen und meine ganze Kraft in den Dienst
der Schule und des österreichischen Vaterlandes
stellen werde."

(3) Die Beifügung einer religiösen Beteuerung
ist den land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrern freigestellt.

(4) Die Angelobung ist vor dem hiezu beauf-
tragten Organ der Dienstbehörde zu leisten. Die
Gelöbnisformel ist nach Beisetzung des Datums
vom angelobten land- und forstwirtschaftlichen
Landeslehrer zu unterfertigen. Die erfolgte An-
gelobung ist im Standesausweis (§ 58) zu ver-
merken.

§ 14. E r n e n n u n g auf e i n e n a n d e r e n
D i e n s t p o s t e n

(1) Für die Ernennung auf einen anderen
Dienstposten gelten die Bestimmungen des § 16
des Gehaltsüberleitungsgesetzes mit der Maßgabe,
daß die Ernennung auf einen hinsichtlich Ver-
wendungsgruppe (§ 4 lit. a), Dienstzweig (§ 4
lit. b), Schulart (§ 4 lit. c) und Dienststellung
(§ 4 lit. d) bestimmten Dienstposten erfolgt.

(2) Die Ernennung auf einen anderen Dienst-
posten erfolgt auf Ansuchen; sie ist nur zulässig,
wenn der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer die besonderen Anstellungserfordernisse
(§ 7) hiefür erfüllt.

(3) Soweit die Ernennung auf einen anderen
Dienstposten mit der Verleihung einer schul-
festen Stelle (§ 19) verbunden wird, ist auf die
Vorschriften des § 21 Bedacht zu nehmen.

(4) Über die Ernennung auf einen anderen
Dienstposten ist ein Dekret auszufertigen, in
dem außer den im Abs. 1 vorgeschriebenen An-
gaben auch der Amtstitel und die besoldungs-
rechtliche Stellung anzugeben sind.

§ 15. Z u w e i s u n g u n d V e r s e t z u n g

(1) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer ist entweder unmittelbar einer Schule zur
Dienstleistung oder der Lehrerreserve zuzu-
weisen.

(2) Unter Aufhebung der jeweiligen Zuweisung
kann der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer von Amts wegen oder auf Ansuchen jeder-
zeit durch eine anderweitige Zuweisung an eine
andere Schule oder zur Lehrerreserve versetzt
werden (Versetzung), sofern er jedoch eine schul-
feste Stelle innehat, nur in den Fällen des § 20.

(3) Ein land- und forstwirtschaftlicher Landes-
lehrer kann ohne seine Zustimmung nur einer
Schule jener Schulart zugewiesen werden, die
seiner Ernennung (§ 9 Abs. 3 und § 14 Abs. 1)
entspricht.

(4) Land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer, die an einer land- und forstwirtschaft-
lichen Schule (Stammschule) nicht die volle Lehr-
verpflichtung (§§ 35 bis 37) erfüllen, können
unter Beachtung der Bestimmungen des Abs. 3
erforderlichenfalls gleichzeitig mehreren benach-
barten Schulen zugewiesen werden.

(5) Bei der Versetzung von Amts wegen ist
auf die Rücksichtswürdigkeit des land- und forst-
wirtschaftlichen Landeslehrers im Hinblick auf
seine sozialen Verhältnisse und auf sein Dienst-
alter so weit Rücksicht zu nehmen, als dienstliche
Interessen nicht gefährdet werden.

(6) Die Verwendung eines land- und forst-
wirtschaftlichen Landeslehrers in der Lehrer-
reserve soll ohne Zustimmung des Landeslehrers
nach Möglichkeit zwei Jahre nicht überschreiten.

(7) Soweit eine Zuweisung an eine Schule mit
der Verleihung einer schulfesten Stelle (§ 19) ver-
bunden wird, ist auf die Vorschriften des § 21
Bedacht zu nehmen.

(8) Bei Versetzung in einen anderen Dienstort
ist eine angemessene Übersiedlungsfrist zu ge-
währen.

§ 16. D i e n s t t a u s c h

Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrern
kann auf Ansuchen von ihrer Dienstbehörde ein
Diensttausch bewilligt werden. Bei land- und
forstwirtschaftlichen Landeslehrern verschiedener
Bundesländer kommt die Bewilligung des Dienst-
tausches einer Anstellung (§ 9 Abs. 3) im über-
nehmenden Bundesland und einem Ausscheiden
(§ 24) aus dem Dienstverhältnis des abgebenden
Bundeslandes gleich.

§ 17. V o r ü b e r g e h e n d e Z u w e i s u n g

(1) Ein der Lehrerreserve zugewiesener land-
und forstwirtschaftlicher Landeslehrer ist einer
Stammschule und von dieser nach Bedarf anderen
Schulen vorübergehend zur Dienstleistung zuzu-
weisen.

(2) Darüber hinaus, insbesondere wenn die
Lehrerreserve erschöpft ist, kann aus dienstlichen
Gründen, vor allem zur Vertretung abwesender
Lehrer, ein land- und forstwirtschaftlicher Lan-
deslehrer innerhalb oder außerhalb seines Dienst-
ortes einer anderen Schule derselben oder einer
anderen Schulart vorübergehend zugewiesen
werden.

(3) Die Bestimmungen des § 15 Abs. 4 bis 6
gelten sinngemäß auch für die vorübergehende
Zuweisung.

(4) Der Inhaber einer schulfesten Stelle kann
nur mit seiner Zustimmung länger als drei
Monate innerhalb eines Schuljahres vorüber-
gehend einer anderen Schule zugewiesen werden.
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§ 18. V o r ü b e r g e h e n d e V e r w e n d u n g
bei e i n e r D i e n s t s t e l l e d e r Verwa l -

t u n g
(1) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-

lehrer kann bei Bedarf mit seiner Zustimmung
unter Freistellung von der Unterrichtserteilung
vorübergehend zu einer angemessenen Dienst-
leistung einer Dienststelle der Landesverwaltung
(einschließlich des land- und forstwirtschaftlichen
Förderungsdienstes) zugewiesen werden. Darüber
hinaus kann der land- und forstwirtschaftliche
Landeslehrer nach Beendigung eines Lehrganges,
der sich nur auf einen Teil des Jahres erstreckt,
auch ohne seine Zustimmung vorübergehend zu
einer seiner Ausbildung angemessenen Dienst-
leistung einer Dienststelle der Landesverwaltung
(einschließlich des land- und forstwirtschaftlichen
Förderungsdienstes) zugewiesen werden.

(2) Der Zustimmung des land- und forstwirt-
schaftlichen Landeslehrers bedarf es in den Fällen
des Abs. 1 erster Satz nicht, wenn die vorüber-
gehende Verwendung bei einer Dienststelle der
Landesverwaltung (einschließlich des land- und
forstwirtschaftlichen Förderungsdienstes) und für
einen Zeitraum erfolgt, in dem der Landeslehrer
auf Grund eines amtsärztlichen Zeugnisses wegen
seines gesundheitlichen oder die Gesundheit der
Schulkinder gefährdenden Zustandes zwar für
den Schuldienst, nicht aber für den Verwaltungs-
dienst ungeeignet ist.

(3) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer unterliegt für die Dauer einer solchen
Verwendung den für die Bediensteten dieser
Dienststelle geltenden Bestimmungen über Un-
terstellung, besondere Pflichten sowie Arbeits-
zeit und Feiertagsruhe. Ist die Verwendung bei
einer Dienststelle der Verwaltung für mindestens
ein Schuljahr vorgesehen, so sind in diesem Zeit-
raum die für die Bediensteten der Dienststelle
der Verwaltung geltenden Bestimmungen über
den Urlaub mit der Abweichung anzuwenden,
daß an Stelle des Kalenderjahres das Schuljahr
tritt.

§ 19. S c h u l f e s t e S t e l l e n

(1) Schulfeste Stellen sind die Leiterstellen der
land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen.

(2) Von den sonstigen Lehrerstellen an land-
und forstwirtschaftlichen Fachschulen sowie von
den Leiter- und Lehrerstellen an land- und forst-
wirtschaftlichen Berufsschulen sind jene zu er-
mitteln, deren dauernder Bestand bei Berück-
sichtigung der voraussichtlichen Schülerzahl ge-
sichert ist.

(3) Von den gemäß Abs. 2 ermittelten Lehrer-
stellen an land- und forstwirtschaftlichen Fach-
schulen ist mindestens die Hälfte der Stellen
— ohne Zuzählung der Leiterstellen und der
Stellen der Lehrerreserve — als schulfest zu er-
klären. Von den gemäß Abs. 2 ermittelten Stel-

len an land- und forstwirtschaftlichen Berufs-
schulen sind jene Leiterstellen und mindestens
die Hälfte jener Lehrerstellen, die für die Be-
setzung mit hauptamtlichen Berufsschulleitern
beziehungsweise Berufsschullehrern in Betracht
kommen, als schulfest zu erklären.

(4) Die gemäß Abs. 3 erklärte Schulfestigkeit
darf nur bei wesentlicher Änderung der maß-
gebenden Umstände (Abs. 2) aufgehoben werden.

(5) Die Erhaltung und Aufhebung der Schul-
festigkeit hat für den Bereich eines jeden Bun-
deslandes durch Verordnung des Landeshaupt-
mannes zu erfolgen.

§ 20. W i r k u n g d e r s c h u l f e s t e n
S t e l l e n

Der Inhaber einer schulfesten Stelle kann unter
Bedachtnahme auf die Vorschriften des § 15 nur

a) mit seiner Zustimmung oder
b) im Falle der Unvereinbarkeit gemäß § 23

oder
c) bei Aufhebung der Schulfestigkeit oder
d) bei Auflassung der Stelle oder
e) im Falle des durch Disziplinarerkenntnis

(§ 59) ausgesprochenen Verlustes der aus
der Innehabung einer schulfesten Stelle
fließenden Rechte

an eine andere Schule oder zur Lehrerreserve
versetzt werden.

§ 21. B e s e t z u n g d e r s c h u l f e s t e n
S t e l l e n

(1) Die schulfesten Stellen können nur defini-
tiven land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrern, die die besonderen Anstellungserforder-
nisse (§ 7) für den betreffenden Dienstposten er-
füllen, verliehen werden.

(2) Die schulfesten Stellen sind — ausgenom-
men im Falle des Diensttausches (§ 16) von In-
habern solcher Stellen — im Ausschreibungs-
und Bewerbungsverfahren zu besetzen.

(3) Die freigewordenen Stellen sind ehestens,
längstens jedoch innerhalb von sechs Monaten
nach Freiwerden in den zur Veröffentlichung
amtlicher Mitteilungen der ausschreibenden Be-
hörde bestimmten Verlautbarungsblättern aus-
zuschreiben. Unter freigewordenen Stellen sind
auch solche zu verstehen, deren Inhaber die aus
der Innehabung einer schulfesten Stelle fließen-
den Rechte auf Grund eines Disziplinarerkennt-
nisses verloren haben. Schulfeste Stellen, die
durch Übertritt ihres Inhabers in den dauernden
Ruhestand von Gesetzes wegen (§ 67 des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes) frei werden, sind so
zeitgerecht auszuschreiben, daß sie im Zeitpunkt
des Freiwerdens besetzt werden können.
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(4) Die Bewerbungsgesuche sind innerhalb eines
Monates nach dem Ausschreibungstag im Dienst-
wege einzureichen; die Zeit der Hauptferien ist
in diese Frist nicht einzurechnen. Nicht recht-
zeitig eingereichte Bewerbungsgesuche gelten als
nicht eingebracht.

(5) Für die Besetzung der schulfesten Stellen
ist die landesgesetzlich hiezu berufene Behörde
zuständig.

(6) Bei der Besetzung der schulfesten Stellen
ist auf die Gesamtbeurteilung, auf den Dienst-
rang sowie auf die Rücksichtswürdigkeit der Be-
werber im Hinblick auf ihre sozialen Verhält-
nisse Bedacht zu nehmen. Land- und forstwirt-
schaftliche Landeslehrer, die ihre schulfeste Stelle
durch Auflassung der Stelle verloren haben (§ 20
lit. d), sind bevorzugt zu behandeln.

(7) Die Verleihung hat erforderlichenfalls un-
ter gleichzeitiger Ernennung (§ 14) oder unter
gleichzeitiger Zuweisung an die betreffende
Schule (§ 15) oder unter gleichzeitiger Ernennung
und Zuweisung zu erfolgen.

(8) Unterbleibt die Verleihung der ausgeschrie-
benen Stelle, so ist diese Stelle bis zur ordnungs-
gemäßen Besetzung im Bewerbungsverfahren
weiterhin auszuschreiben.

(9) Das Besetzungsverfahren ist ohne un-
nötigen Verzug mit tunlichster Beschleunigung
durchzuführen.

§ 22. V e r t r e t u n g des S c h u l l e i t e r s
u n d B e t r a u u n g m i t d e r L e i t u n g

(1) Im Falle einer Verhinderung des Leiters
wird er von dem der Schule zugewiesenen
dienstrangältesten Lehrer der jeweils höchsten
Verwendungsgruppe vertreten. Das gleiche gilt
jeweils sinngemäß im Falle der Verhinderung
des Vertreters oder des nach Abs. 2 mit der
Leitung betrauten Lehrers.

(2) Nach zweimonatiger Verhinderung des
Leiters einer Schule ist, erforderlichenfalls unter
gleichzeitiger vorübergehender Zuweisung (§ 17),
ein land- und forstwirtschaftlicher Landeslehrer,
der die besonderen Anstellungserfordernisse (§ 7)
für die betreffende Schulart erfüllt, mit der Lei-
tung zu betrauen, wenn in diesem Zeitpunkt
das Ende der Verhinderung nicht innerhalb
eines weiteren Monates mit Sicherheit zu erwar-
ten ist. Die Betrauung hat unverzüglich zu er-
folgen, wenn zu erwarten ist, daß die Verhinde-
rung länger als drei Monate dauern wird, oder
wenn die Leiterstelle frei geworden ist.

§ 23. U n v e r e i n b a r e V e r w e n d u n g e n

(1) Land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer, die miteinander verheiratet, in gerader
Linie oder im zweiten Grad der Seitenlinie ver-
wandt oder verschwägert sind oder zueinander

im Adoptivverhältnis stehen, dürfen an dersel-
ben Schule im dienstlichen Verhältnis der Über-
und Unterordnung nur verwendet werden, wenn
dadurch Interessen des Dienstes nicht gefährdet
werden.

(2) Die Verwendung zweier Landeslehrer an
derselben Schule ist unzulässig, wenn ihre Ehe
für nichtig erklärt, aufgehoben oder geschieden
worden ist.

§ 24. V e r s e t z u n g in d e n R u h e s t a n d
u n d A u f l ö s u n g d e s D i e n s t v e r h ä l t -

n i s s e s

Für die Voraussetzungen und das Verfahren
für die Versetzung in den zeitlichen oder dau-
ernden Ruhestand und die sich daraus ergeben-
den rechtlichen Wirkungen sowie für die Auf-
lösung des Dienstverhältnisses gelten im Sinne
des § 2 die Bestimmungen der §§ 81 bis 94 der
Lehrerdienstpragmatik, RGBl. Nr. 319/1917.

III. HAUPTSTÜCK

Pflichten

§ 25. A l l g e m e i n e P f l i c h t e n

(1) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat die Aufgaben seines Lehr- und Er-
ziehungsamtes nach bestem Wissen und Können
zu erfüllen und jederzeit die Interessen des
Schulwesens zu wahren. Er hat stets auf das Wohl
der ihm anvertrauten Schüler bedacht zu sein
und im Unterricht und in allen sonstigen dienst-
lichen Angelegenheiten strenge Unparteilichkeit
und Uneigennützigkeit zu beobachten. Ferner
hat er stets nach seiner beruflichen Fortbildung
bestrebt zu sein.

(2) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer ist verpflichtet, die Rechtsvorschriften zu
beachten und den Weisungen der Dienstbehörden
und sonstigen Vorgesetzten gewissenhaft nach-
zukommen, soweit diese zur Erteilung der Wei-
sungen zuständig sind und die Befolgung der
Weisungen nicht gegen strafgesetzliche Vor-
schriften verstoßen würde.

(3) Für die Amtsverschwiegenheit, die Einhal-
tung des Dienstweges, das Verhalten bei Dienst-
verhinderung, das ungerechtfertigte Fernbleiben
vom Dienst, die Ausübung einer Nebenbeschäf-
tigung und die Geschenkannahme gelten im
Sinne des § 2 die Bestimmungen der §§ 24, 28,
33, 37 und 38 der Lehrerdienstpragmatik, RGBl.
Nr. 319/1917.

§ 26. V e r h a l t e n

(1) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat seinen Vorgesetzten mit Achtung zu
begegnen, sich gegenüber anderen Lehrern kol-
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legial und hilfsbereit zu erweisen sowie den
Schülern erzieherisch richtig und den Erziehungs-
berechtigten taktvoll entgegenzukommen.

(2) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat in und außer Dienst das Ansehen des
Lehrstandes zu wahren und alles zu vermeiden,
was dem Vertrauen, das seine Stellung erfordert,
widerspricht.

(3) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer ist auch im Ruhestand verpflichtet, das
Ansehen des Lehrstandes zu wahren.

§ 27. A u f e n t h a l t

(1) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat seinen Wohnsitz oder Aufenthaltsort
so zu wählen, daß er den dienstlichen Verpflich-
tungen voll nachzukommen vermag.

(2) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat der Dienstbehörde seine Anschrift be-
kanntzugeben und jede Änderung unverzüglich
zu melden.

§ 28. L e h r a m t l i c h e P f l i c h t e n

(1) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer ist zur Erteilung regelmäßigen Unterrich-
tes verpflichtet (Lehrverpflichtung) und hat die
vorgeschriebene Unterrichtszeit einzuhalten.

(2) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat auf die Erzielung eines gedeihlichen
Unterrichtes bedacht zu sein, insbesondere hat
er sich auf den Unterricht sorgfältig vorzube-
reiten, diesen nach dem vorgeschriebenen Lehr-
plan und nach pädagogischen Grundsätzen ge-
wissenhaft zu erteilen, für die Erreichung der
vorgeschriebenen Lehrziele zu sorgen, die Lern-
erfolge der Schüler zu überwachen, deren Arbei-
ten zu überprüfen und auf die Schüler erziehe-
risch einzuwirken.

(3) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat nach der jeweiligen Diensteinteilung
die Schüler in der Schule auch 15 Minuten vor
Beginn des Unterrichtes, in den Unterrichts-
pausen — ausgenommen die bei geteiltem Un-
terricht zwischen dem Vor- und Nachmittags-
unterricht liegende Zeit — und unmittelbar nach
Beendigung des Unterrichtes beim Verlassen der
Schule sowie bei allen schulbehördlich angeord-
neten oder genehmigten Schulveranstaltungen
innerhalb und außerhalb des Schulhauses zu be-
aufsichtigen. Hiebei hat er insbesondere auf die
körperliche Sicherheit und auf die Gesundheit
der Schüler zu achten und Gefahren nach Kräf-
ten abzuwenden.

(4) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat die ihm obliegenden administrativen
Aufgaben (wie Führung von Amtsschriften, Ver-
waltung der Lehrmittelsammlungen, der Schüler-
und Lehrerbücherei, der Lernmittel, der Schul-
werkstätte, der Lehrküche, des Lehrgartens und

ähnlicher Einrichtungen) gewissenhaft durchzu-
führen, an den Lehrerkonferenzen teilzunehmen
sowie erforderlichenfalls das Amt des Klassen-
vorstandes zu führen.

(5) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer kann bei Bedarf verpflichtet werden, an
dem der Schule angeschlossenen Internat Erzie-
herdienst zu leisten beziehungsweise seiner Aus-
bildung angemessene Tätigkeiten in dem der
Schule angeschlossenen Lehrbetrieb beziehungs-
weise Lehrhaushalt zu verrichten; er kann ferner
im Schüler- und Absolventenberatungsdienst ver-
wendet werden.

(6) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat auf ein enges Zusammenwirken von
Schule und Elternhaus im Interesse der Schüler
bedacht zu sein und den Eltern oder sonstigen
Erziehungsberechtigten innerhalb der hiefür fest-
gesetzten oder vereinbarten Sprechzeit zur Aus-
sprache über die Schüler zur Verfügung zu
stehen.

§ 29. P f l i c h t e n d e s L e i t e r s

(1) Außer den in den §§ 25 bis 28 und 30 ange-
führten Pflichten obliegt dem Leiter die päd-
agogische und verwaltungsmäßige Leitung der
Schule und des allenfalls angeschlossenen Lehr-
betriebes und des Schülerheimes. Insbesondere
hat er darauf zu achten, daß die an der Schule
tätigen Lehrer ihre lehramtlichen und sonstigen
dienstlichen Pflichten erfüllen. Es obliegt ihm die
Zuweisung der Lehrer an die einzelnen Klassen
unter tunlicher Berücksichtigung berechtigter
Wünsche der einzelnen Lehrer und unter Be-
dachtnahme auf eine möglichst gleichmäßige Be-
schäftigung der Lehrer im Rahmen ihrer Lehr-
befähigung und Lehrverpflichtung, die Verant-
wortung für die Erstellung des Stundenplanes
und die Leitung der Lehrerkonferenzen. Er hat
den ordnungsgemäßen Zustand der Schulliegen-
schaften und ihrer Einrichtungen zu überwachen
und wahrgenommene Mängel nachweislich dem
Schulerhalter zu melden.

(2) Der Leiter einer öffentlichen land- und
forstwirtschaftlichen Berufs- oder Fachschule hat
in der Regel während der Unterrichtszeit im
Schulbereich anwesend zu sein. Im Falle einer
vorübergehenden Abwesenheit während der Un-
terrichtszeit hat er für seine Vertretung mög-
lichst unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen
des § 22 Abs. 1 vorzusorgen. An Schulen, an
denen der Unterricht vor- und nachmittags statt-
findet, kann die Dienstbehörde die Anwesen-
heitspflicht des Leiters unter Bedachtnahme auf
die Erfordernisse der Schule einschränken, wobei
für die Vertretung ebenfalls im Sinne des § 22
Abs. 1 vorzusorgen ist.

(3) Wenn eine land- und forstwirtschaftliche
Berufsschule in organisatorischer Verbindung mit
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einer land- und forstwirtschaftlichen Fachschule
geführt wird, obliegt die verwaltungsmäßige
Leitung des Schülerheimes und der sonstigen
Schulliegenschaften dem Leiter der land- und
forstwirtschaftlichen Fachschule.

§ 30. L e h r v e r p f l i c h t u n g

(1) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung (§ 28
Abs. 1) richtet sich nach den Bestimmungen der
§§ 35 bis 42. Der land- und forstwirtschaftliche
Landeslehrer ist hiebei nach Möglichkeit im
vollen Ausmaß seiner Lehrverpflichtung zur Un-
terrichtserteilung heranzuziehen.

(2) Innerhalb des Ausmaßes seiner Lehrver-
pflichtung hat der land- und forstwirtschaftliche
Landeslehrer erforderlichenfalls auch Unterricht
in Gegenständen zu erteilen, für die er nicht
lehrbefähigt ist, ferner Vertretungsstunden zu
übernehmen und nichtverbindliche Gegenstände
zu unterrichten.

(3) Über das Ausmaß der Lehrverpflichtung
hinaus kann ein land- und forstwirtschaftlicher
Landeslehrer nur aus zwingenden Gründen zur
Mehrdienstleistung bis zum Ausmaß von sieben
Wochenstunden verhalten werden.

§ 31. L e h r p f l i c h t e r m ä ß i g u n g

(1) Die Lehrverpflichtung kann auf Ansuchen
des land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrers
herabgesetzt werden (Lehrpflichtermäßigung).
Eine solche Lehrpflichtermäßigung ist nur im
öffentlichen Interesse — sofern dies unter Be-
dachtnahme auf die Erfordernisse des Unterrichts
möglich ist — oder aus gesundheitlichen Grün-
den, die in der Person des land- und forstwirt-
schaftlichen Landeslehrers liegen, zulässig; in
letzterem Falle darf die Ermäßigung nicht mehr
als die Hälfte des Ausmaßes der Lehrverpflich-
tung betragen.

(2) Eine im öffentlichen Interesse gewährte
Lehrpflichtermäßigung ist mit einer anteiligen
Minderung der Bezüge höchstens bis zum Aus-
maß der Vertretungskosten zu verbinden, wenn
und soweit der land- und forstwirtschaftliche
Landeslehrer aus der Tätigkeit, die zur Lehr-
pflichtermäßigung Anlaß gab, Einkünfte bezieht;
hievon kann nur aus wichtigen öffentlichen Inter-
essen abgegangen werden. Das Ausmaß der Ver-
tretungskosten ist nach dem Entgelt eines Ver-
tragslehrers der der Verwendungsgruppe des ver-
tretenen land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrers entsprechenden Entlohnungsgruppe des
Entlohnungsschemas II L, Entlohnungsstufe 1, zu
berechnen.

§ 32. A n r e c h n u n g v o n W e g z e i t e n
au f d i e L e h r v e r p f l i c h t u n g

Hat ein land- und forstwirtschaftlicher Lan-
deslehrer an mehreren Schulen (Exposituren) zu

unterrichten (§15 Abs. 4), so wird ihm die nach
den örtlichen Verhältnissen erforderliche Zeit
(Geh-, Warte- und Fahrzeit) für die Zurück-
legung des Hin-, Zwischen- und Rückweges zwi-
schen seinem Wohnsitz und den einzelnen Schu-
len (Exposituren) auf die Erfüllung der Lehrver-
pflichtung so weit, als sie die jeweils an einem
Tag erforderliche Zeit (Geh-, Warte- und Fahr-
zeit) für die Zurücklegung des Hin- und Rück-
weges zwischen seinem Wohnsitz und dem Sitz
der Stammschule überschreitet, zur Hälfte auf
die Lehrverpflichtung von 24 Wochenstunden
angerechnet. Die Vorschriften über Reisegebüh-
ren werden hiedurch nicht berührt.

§ 33. L e h r v e r p f l i c h t u n g b e i V e r -
w e n d u n g an v e r s c h i e d e n e n S c h u -
l e n o d e r in v e r s c h i e d e n e n F ä c h e r n .

Unterrichtet ein land- und forstwirtschaft-
licher Landeslehrer an mehreren Schulen oder in
mehreren Fächern, für die das Ausmaß der Lehr-
verpflichtung verschieden ist, so ist das zur Er-
füllung der Lehrverpflichtung erforderliche Aus-
maß seiner Beschäftigung in der Weise zu ermit-
teln, daß zu der Zahl der Wochenstunden, für
welche die zeitlich geringere Lehrverpflichtung
gilt, die im Verhältnis der geringeren zur höhe-
ren Lehrverpflichtung umgerechneten Wochen-
stunden, für welche die zeitlich höhere Lehrver-
pflichtung gilt, zugezählt werden, bis das Aus-
maß der geringeren Lehrverpflichtung erreicht
ist.

§ 34. B e h a n d l u n g v o n B r u c h t e i l e n
b e i d e r F e s t s t e l l u n g d e r L e h r -

v e r p f l i c h t u n g

Ergeben sich bei der Ermittlung des Ausmaßes
der Lehrverpflichtung nach den §§ 30 bis 42 zu-
letzt nicht volle Wochenstunden, so ist ein
Bruchteil bis einschließlich einer halben Wochen-
stunde auf die nächstniedrigere volle Wochen-
stunde abzurunden und ein Bruchteil von mehr
als einer halben Wochenstunde auf die nächst-
höhere Wochenstunde aufzurunden.

§ 35. A u s m a ß d e r L e h r v e r p f l i c h -
t u n g d e r L e h r e r f ü r ö f f e n t l i c h e
l a n d - u n d f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e

B e r u f s s c h u l e n

Die Lehrverpflichtung der Lehrer für öffent-
liche land- und forstwirtschaftliche Berufsschulen
— mit Ausnahme der Religionslehrer (§ 37) —
beträgt für den Unterricht in den fachtheore-
tischen und allgemeinbildenden Gegenständen
24 Wochenstunden, für den praktischen Unter-
richt 28 Wochenstunden.
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§ 36. A u s m a ß d e r L e h r v e r p f l i c h -
t u n g d e r L e h r e r f ü r ö f f e n t l i c h e
l a n d - u n d f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e

F a c h s c h u l e n

Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Lehrer
an öffentlichen land- und forstwirtschaftlichen
Fachschulen — mit Ausnahme der Religions-
lehrer (§ 37) — beträgt

a) für den Unterricht in den fachtheoretischen
Gegenständen sowie in den Gegenständen
Rechnen und Deutsche Sprache 20 Wochen-
stunden,

b) für den Unterricht in den hauswirtschaft-
lichen und allgemeinbildenden Gegenstän-
den, ausgenommen in den Gegenständen
Rechnen und Deutsche Sprache, 24 Wo-
chenstunden und

c) für den praktischen Unterricht 28 Wochen-
stunden.

§ 37. A u s m a ß d e r L e h r v e r p f l i c h -
t u n g d e r R e l i g i o n s l e h r e r

Die Lehrverpflichtung der Religionslehrer an
öffentlichen land- und forstwirtschaftlichen Be-
rufs- und Fachschulen beträgt 23 Wochenstun-
den.

§ 38. L e h r v e r p f l i c h t u n g d e r L e i t e r

Das Ausmaß der Lehrverpflichtung für Leiter
öffentlicher land- und forstwirtschaftlicher Be-
rufs- und Fachschulen richtet sich nach der Zu-
weisung dieser Schulen zu den Dienstzulagen-
gruppen im Sinne des § 57 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54. Das Ausmaß der Lehrver-
pflichtung des Leiters beträgt bei Zuweisung der
Schule zur

der 24stündigen Lehrverpflichtung.

§ 39. L e h r v e r p f l i c h t u n g d e r L e h r e r
an l e h r g a n g s m ä ß i g o d e r s a i s o n -

m ä ß i g g e f ü h r t e n S c h u l e n

Die Vorschriften der §§ 35 bis 37 sind auf
Lehrer an lehrgangsmäßig oder saisonmäßig ge-
führten öffentlichen land- und forstwirtschaft-
lichen Berufs- und Fachschulen, die während der
unterrichtsfreien Zeit nicht bei einer Dienststelle
der Landesverwaltung (einschließlich des land-
und forstwirtschaftlichen Förderungsdienstes)

oder im Lehrbetrieb oder Lehrhaushalt verwen-
det werden, mit der Maßgabe anzuwenden, daß
die Gesamtzahl der Jahresstunden jener eines
vergleichbaren Lehrers einer ganzjährig geführten
Schule entspricht.

§ 40. V e r m i n d e r u n g d e r L e h r v e r -
p f l i c h t u n g

In die Lehrverpflichtung nach den §§ 35 bis 38
werden mit der Maßgabe, daß die Gesamtver-
minderung nicht mehr als drei Wochenstunden
beträgt, eingerechnet:

1. für die Führung der Klassenvorstands-
geschäfte eine Wochenstunde, bei mehr als
drei Klassen zwei Wochenstunden der Lehrver-
pflichtung von 24 Wochenstunden;

2. für die Verwaltung der organisationsmäßig
vorgesehenen und tatsächlich bestehenden Schü-
ler- und Lehrerbüchereien, der audio-visuellen
Unterrichtsbehelfe (Bild- und Tonträger) und
der Laboratoriumseinrichtungen je eine halbe
Wochenstunde, insgesamt jedoch höchstens
eine Wochenstunde der Lehrverpflichtung von
24 Wochenstunden;

3. für die Verwaltung einer organisationsmäßig
vorgesehenen Lehrwerkstätte eine Wochenstunde
der Lehrverpflichtung von 28 Wochenstunden;

4. bei Erteilung von praktischem Unterricht
für die Verwaltung, Vorbereitung (Zurichtung)
und Ausgabe des Arbeitsmaterials, sofern diese
Aufgaben nicht von einem anderen Bediensteten
zu besorgen sind,

a) eine Wochenstunde der Lehrverpflichtung
von 28 Wochenstunden, wenn der Lehrer in
diesem Unterricht mehr als 14 Wochen-
stunden verwendet wird,

b) eine halbe Wochenstunde der Lehrverpflich-
tung von 28 Wochenstunden, wenn der
Lehrer in diesem Unterricht mit 14 oder
weniger Wochenstunden verwendet wird;

5. für Lehrer an land- und forstwirtschaft-
lichen Berufsschulen überdies für den Unterricht
in Gegenständen, in denen lehrplanmäßig Schul-
arbeiten zulässig sind, eine Wochenstunde, bei der
Erteilung dieses Unterrichtes in mehr als vier
Klassen zwei Wochenstunden der Lehrverpflich-
tung von 24 Wochenstunden.

§ 41. E i n r e c h n u n g s o n s t i g e r T ä t i g -
k e i t e n i n d i e L e h r v e r p f l i c h t u n g

(1) Zeiten, in denen der land- und forstwirt-
schaftliche Landeslehrer auf Grund einer Verfü-
gung gemäß § 28 neben seiner Unterrichtstätig-
keit im Lehrbetrieb oder im Lehrhaushalt ver-
wendet wird, werden zur Hälfte auf die Lehr-
verpflichtung von 21 Wochenstunden ange-
rechnet.
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(2) Desgleichen werden Tätigkeiten, während
der ein land- und forstwirtschaftlicher Landes-
lehrer neben seiner Unterrichtstätigkeit auf
Grund einer Verfügung gemäß § 18 oder § 28
bei einer Dienststelle der Landesverwaltung (ein-
schließlich des land- und forstwirtschaftlichen
Förderungsdienstes) tätig ist, zur Hälfte auf die
Lehrverpflichtung von 21 Wochenstunden ange-
rechnet.

(3) Für Zeiten, in denen keine Unterrichts-
erteilung erfolgt, kann keine Vergütung für
Mehrleistungen im Sinne des § 61 des Gehalts-
gesetzes 1956 erfolgen.

§ 42. E i n r e c h n u n g d e r E r z i e h e r -
t ä t i g k e i t in d i e L e h r v e r p f l i c h -

tung

(1) Land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrern, die an öffentlichen land- und forstwirt-
schaftlichen Berufs- oder Fachschulen im Rahmen
einer bestehenden Diensteinteilung als Erzieher
verwendet werden, wird diese Tätigkeit nach fol-
gendem Schlüssel in die Lehrverpflichtung einge-
rechnet:

bei einer Diensteinteilung von
a) zwei Tagen Erzieherdienst und einem Tag

dienstfrei zu zwei Drittel der Lehrver-
pflichtung;

b) einem Tag Erzieherdienst und einem Tag
dienstfrei zur Hälfte der Lehrverpflichtung;

c) einem Tag Erzieherdienst und zwei Tagen
dienstfrei zu einem Drittel der Lehrver-
pflichtung.

(2) Bei einem anderen Umfang der Erzieher-
tätigkeit ist diese in der im Abs. 1 dargestellten
Art verhältnismäßig in die Lehrverpflichtung
einzurechnen.

IV. HAUPTSTÜCK

Rechte

§ 43. A m t s t i t e l

(1) Die Amtstitel der land- und forstwirt-
schaftlichen Landeslehrer sind durch Verordnung
festzusetzen. Sie sind gesetzlich geschützt.

(2) Für Leiter und Lehrer der einzelnen Schul-
arten sind hiebei unterschiedliche Amtstitel fest-
zusetzen, wobei dem Dienstalter entsprechende
Stufen vorgesehen werden können.

(3) In gleicher Weise kann für verdiente land-
und forstwirtschaftliche Landeslehrer anläßlich
ihres Übertrittes oder ihrer Versetzung in den
dauernden Ruhestand die Möglichkeit der Ver-
leihung eines für Leiter der betreffenden Schul-
art bestimmten Amtstitels vorgesehen werden.

§ 44. U r l a u b

(1) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer an ganzjährig geführten Schulen ist wäh-
rend der Dauer der Schulferien vom Dienst be-
urlaubt, soweit in den folgenden Absätzen nicht
anders bestimmt wird. Dem land- und forstwirt-
schaftlichen Landeslehrer an einer saisonmäßig
geführten Schule gebührt — soweit nicht die Be-
stimmungen des § 18 Abs. 3 letzter Satz anzu-
wenden sind — ein Urlaub im Ausmaß von
26 Werktagen; dieses Ausmaß erhöht sich um
2,5 Werktage für jeden in Vollbeschäftigung
im Unterricht verbrachten Monat des Schul-
jahres, das in dem Kalenderjahr endet, für das
der Urlaubsanspruch gilt. Ergeben sich bei der
Regelung des Urlaubsausmaßes für ein Kalender-
jahr zuletzt nicht volle Tage, so ist auf die nächst-
höhere Zahl von vollen Urlaubstagen aufzurun-
den. Die in die Weihnachts- und Osterferien
fallenden Werktage sind nicht einzurechnen.

(2) Der Leiter ist verpflichtet, drei Werktage
vor Schulbeginn und drei Werktage nach Schul-
schluß am Dienstort anwesend zu sein.

(3) Im übrigen hat der Leiter durch eine ent-
sprechende Urlaubseinteilung dafür Sorge zu tra-
gen, daß unaufschiebbare Leitungsgeschäfte wäh-
rend der Zeit seines Urlaubes wahrgenommen
werden, wobei er auch die seiner Schule zuge-
wiesenen Lehrer unter tunlicher Berücksichtigung
berechtigter Wünsche im möglichst gleichen
Maße heranziehen kann.

(4) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat seinem unmittelbar Vorgesetzten für
die Zeit seines Urlaubes die Anschrift bekanntzu-
geben, unter der ihm auf dem kürzesten Weg
amtliche Verständigungen zukommen können.

§ 45. Außerordentlicher Urlaub

(1) Außer den Fällen des § 44 kann der land-
und forstwirtschaftliche Landeslehrer über sein
Ansuchen wegen wichtiger Familienangelegen-
heiten, zur Wiederherstellung seiner vollen Ge-
sundheit, im öffentlichen Interesse, ferner in
rücksichtswürdigen Fällen auch zur Fortbildung,
zu Studienzwecken oder aus anderen Gründen
beurlaubt werden.

(2) Die Gewährung eines Urlaubes gemäß
Abs. 1 von mehr als drei Monaten ist an die Be-
dingung der Einstellung der Bezüge und Nicht-
anrechnung der Zeit des Urlaubes für die Vor-
rückung und für die Bemessung des Ruhegenus-
ses zu knüpfen.

(3) Liegen rücksichtswürdige Gründe vor, so
kann abweichend von den Bestimmungen des
Abs. 2 ein Urlaub gemäß Abs. 1 bis zu einem
Jahr — allenfalls unter Belassung der Bezüge
oder unter Belassung der Bezüge gegen Ersatz
der Vertretungskosten — bei Anrechnung der



1096 58. Stück — Ausgegeben am 24. August 1966 — Nr. 176

Zeit des Urlaubes für die Vorrückung und für
die Bemessung des Ruhegenusses gewährt wer-
den.

(4) Von den einschränkenden Bestimmungen
des Abs. 2 und 3 kann nur bei Vorliegen schwer-
wiegender gesundheitlicher Gründe, die in der
Person des land- und forstwirtschaftlichen Lan-
deslehrers liegen, oder aus wichtigen öffentlichen
Interessen abgegangen werden.

§ 46. R ü c k b e r u f u n g v o m U r l a u b

Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer kann während eines Urlaubes gemäß §§ 44
und 45 zur Dienstleistung zurückberufen wer-
den, wenn dies aus wichtigen dienstlichen Grün-
den geboten ist. In diesem Falle ist ihm, sobald
es der Dienst gestattet, die Fortsetzung des Ur-
laubes zu ermöglichen, und zwar in den Fällen,
in denen sich der Urlaub nicht nach den Ferien
richtet, im Ausmaß des noch nicht verbrauchten
Urlaubsteiles.

§ 47. A u ß e r d i e n s t s t e l l u n g

(1) Bewirbt sich ein land- und forstwirtschaft-
licher Landeslehrer um das Mandat eines Abge-
ordneten zum Nationalrat oder zu einem Land-
tag, so ist er von Amts wegen bis nach vollzoge-
ner Wahl außer Dienst zu stellen.

(2) Wird ein land- und forstwirtschaftlicher
Landeslehrer Mitglied des Nationalrates oder des
Bundesrates, so ist er für die Dauer des Mandates
von Gesetzes wegen außer Dienst gestellt.

(3) Wird ein land- und forstwirtschaftlicher
Landeslehrer Mitglied eines Landtages, so ist ihm
die für die Ausübung seines Mandates erforder-
liche Freizeit zu gewähren.

(4) Wird ein land- und forstwirtschaftlicher
Landeslehrer Mitglied der Bundesregierung oder
einer Landesregierung, so ist er von Amts wegen
für die Dauer dieser Funktion außer Dienst zu
stellen.

(5) Ein gemäß Abs. 1, 2 und 4 außer Dienst
gestellter land- und forstwirtschaftlicher Landes-
lehrer erleidet in seiner dienst- oder besoldungs-
rechtlichen Stellung keine Einbuße; er verbleibt
— soweit es sich nicht um einen nach Abs. 4
außer Dienst gestellten land- und forstwirt-
schaftlichen Landeslehrer handelt, auf den Abs. 6
Anwendung findet — im ungeschmälerten Ge-
nuß seines Diensteinkommens, und es ist ihm die
im Verhältnis außer Dienst zugebrachte Zeit für
die Vorrückung und für die Bemessung des
Ruhegenusses anzurechnen.

(6) Auf einen gemäß Abs. 4 außer Dienst ge-
stellten land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrer sind die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 des

Bundesgesetzes vom 29. Feber 1956, BGBl.
Nr. 57, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 16/1962, auch dann anzuwenden, wenn er
Mitglied einer Landesregierung ist.

(7) Sind die Voraussetzungen der Außerdienst-
stellung entfallen, so hat sich der land- und forst-
wirtschaftliche Landeslehrer unverzüglich zum
Dienstantritt zu melden.

V. HAUPTSTÜCK

Besoldungs- und pensionsrechtliche Vorschriften

§ 48. A n w e n d u n g v o n f ü r B u n d e s -
l e h r e r g e l t e n d e n b e s o l d u n g s - u n d

p e n s i o n s r e c h t l i c h e n V o r s c h r i f -
t e n

Für das Besoldungs- und Pensionsrecht gelten
im Sinne des § 2 folgende Vorschriften:

a) das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54,
b) das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340,
c) das Pensionsüberleitungsgesetz, BGBl.

Nr. 187/1949,
d) § 3 Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1921, BGBl.

Nr. 735, für die vor dem Inkrafttreten des
Pensionsgesetzes 1965 aus dem Dienststand
ausgeschiedenen Landeslehrer und ihre
Hinterbliebenen,

e) die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133.

§ 49. B e z ü g e t e i l b e s c h ä f t i g t e r l a n d -
u n d f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e r L a n -

d e s l e h r e r

(1) Der Monatsbezug der in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis teilbeschäftigten
land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer für
einzelne Gegenstände beträgt für jede Wochen-
stunde 4 v. H. des Monatsbezuges eines vollbe-
schäftigten land- und forstwirtschaftlichen Lan-
deslehrers der entsprechenden Verwendungs-
gruppe.

(2) Zeiträume, während derer ein im öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis stehender land- und
forstwirtschaftlicher Landeslehrer in Teilbeschäf-
tigung verwendet wird, werden für die Vor-
rückung, wenn die Beschäftigung wenigstens
zehn Wochenstunden beträgt, voll, wenn sie
wenigstens sechs Wochenstunden beträgt, zur
Hälfte, sonst zu einem Drittel angerechnet.

(3) Den im Abs. 1 genannten land- und forst-
wirtschaftlichen Landeslehrern gebühren monat-
liche Ruhegenüsse, die nach zehn Dienstjahren
50 v. H. der Ruhegenußbemessungsgrundlage
(Abs. 4) betragen. Für die weitere Dienstzeit ist
§ 7 Abs. 1 des Pensionsgesetzes 1965 mit der
Maßgabe anzuwenden, daß die in Teilbeschäfti-
gung zugebrachten Zeiträume, wenn die Beschäf-
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tigung wenigstens zehn Wochenstunden beträgt,
voll, wenn sie wenigstens sechs Wochenstunden
beträgt, zur Hälfte, sonst zu einem Drittel an-
gerechnet werden.

(4) Die Ruhegenußbemessungsgrundlage (§ 4
Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1965) der im Abs. 1
genannten land- und forstwirtschaftlichen Lan-
deslehrer richtet sich nach dem gemäß Abs. 1
festgesetzten Monatsbezug. Die Zahl der Wochen-
stunden, die seiner Berechnung zugrunde zu legen
ist, richtet sich nach dem Durchschnitt der Ge-
samtdienstzeit, wenn diese Berechnung infolge
Fehlens der entsprechenden Unterlagen aber
nicht möglich ist, nach dem Durchschnitt der
letzten zehn im öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis zugebrachten Jahre; hiebei sind Bruch-
teile von einer halben Wochenstunde und dar-
über als volle Stunden anzurechnen, Bruchteile
bis zu einer halben Wochenstunde nicht zu be-
rücksichtigen.

(5) Die Bezüge auf Grund der Abs. 1 bis 4
dürfen den Monatsbezug (Ruhe- und Versor-
gungsgenuß) eines vollbeschäftigten Landes-
lehrers der entsprechenden Verwendungsgruppe
nicht übersteigen.

§ 50. B e t r a u u n g e i n e s l a n d - u n d
f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e n L a n d e s -

l e h r e r s m i t S c h u l a u f s i c h t s -
f u n k t i o n e n

Wird ein land- und forstwirtschaftlicher Lan-
deslehrer im Sinne des § 71 des Gehaltsgesetzes
1956 mit der Funktion eines Beamten des Schul-
aufsichtsdienstes oder sonst mit Aufgaben der
Schulaufsicht, insbesondere mit der Fachinspek-
tion für einzelne Gegenstände, betraut, so sind
die dadurch entstehenden Kosten für seine Ver-
tretung als Landeslehrer sowie die im § 71 des
Gehaltsgesetzes 1956 vorgesehenen Dienstzu-
lagen entsprechend den Bestimmungen über den
Personalaufwand für die Beamten des Schulauf-
sichtsdienstes vom Bunde zu tragen.

§ 51. B e i t r a g s v e r r e c h n u n g

(1) Der aus Anlaß der Anrechnung von Vor-
dienstzeiten für die Bemessung des Ruhege-
nusses zu entrichtende besondere Pensionsbei-
trag oder zu leistende Überweisungsbetrag fließt,
soweit im Abs. 2 nicht anderes bestimmt ist,
dem Bund insolange zu, als dieser den Pensions-
aufwand der im § 1 genannten Personen trägt.
Das gleiche gilt hinsichtlich des Pensionsbeitra-
ges im Sinne des § 22 des Gehaltsgesetzes 1956.

(2) Tritt ein land- und forstwirtschaftlicher
Landeslehrer im unmittelbaren Anschluß an das
Ausscheiden aus seinem Dienstverhältnis zu
einem Bundesland in ein pensionsversicherungs-
freies Dienstverhältnis zu einem anderen Bun-
desland als Landeslehrer, so ist der Überweisungs-

betrag gemäß § 311 Abs. 2 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes zinsenlos bis zum
Ausscheiden aus dem neuen pensionsversiche-
rungsfreien Dienstverhältnis, längstens jedoch
solange der Bund die Kosten der Besoldung der
im § 1 angeführten Personen trägt, gestundet.
Der frühere Dienstgeber hat dem Pensionsver-
sicherungsträger den Übertritt des Landeslehrers
anzuzeigen.

(3) Leistungen aus der gesetzlichen Pensions-
versicherung, die bei der Anrechnung von Vor-
dienstzeiten für die Bemessung des Ruhegenusses
als Beitrag gelten, sind von der sie empfangen-
den Gebietskörperschaft, wenn sie nicht selbst
Trägerin des Pensionsaufwandes ist, an diejenige
Gebietskörperschaft zu überweisen, die im Zeit-
punkt der Fälligkeit der einzelnen Leistung den
Pensionsaufwand für den betreffenden land- und
forstwirtschaftlichen Landeslehrer trägt.

(4) Bei teilweiser Tragung der Pensionslast ist
in den Fällen der Abs. 1 bis 3 eine anteilige
Überweisung vorzunehmen.

§ 52. Gewährung außerordent -
l i cher Zulagen, Versorgungsge-

nüsse und Zuwendungen

(1) Es können gewährt werden:
a) land- und forstwirtschaftlichen Landes-

lehrern im aktiven Dienstverhältnis per-
sönliche, für den Ruhegenuß anrechenbare
außerordentliche Zulagen,

b) land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrern und deren Hinterbliebenen außer-
ordentliche Zulagen zu den normalmäßigen
Ruhe- und Versorgungsgenüssen,

c) land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrern und deren Hinterbliebenen außer-
ordentliche Versorgungsgenüsse und Zu-
wendungen.

(2) Auf die Gewährung von außerordentlichen
Zulagen, Versorgungsgenüssen und Zuwendungen
im Sinne des Abs. 1 besteht kein Rechtsanspruch.

(3) Außerordentliche Zulagen, Versorgungsge-
nüsse und Zuwendungen im Sinne des Abs. 1
dürfen nur insoweit gewährt werden, als dies
zur Beseitigung von Härten angemessen ist; die
Gewährung kann, wenn die Umstände, unter
denen sie erfolgte, sich ändern, jederzeit ganz
oder teilweise widerrufen werden.

VI. HAUPTSTÜCK

Dienstbeschreibung und Standesausweis

§ 53. Z e i t p u n k t d e r D i e n s t -
b e s c h r e i b u n g

(1) Die Dienstbeschreibung ist bei land- und
forstwirtschaftlichen Landeslehrern, die weniger
als zehn Jahre im öffentlichen Schuldienst ver-
bracht haben, am Ende eines jeden Schuljahres,
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bei den übrigen land- und. forstwirtschaftlichen
Landeslehrern am Ende jedes dritten Schuljahres
vorzunehmen.

(2) Eine Dienstbeschreibung ist jedoch jeden-
falls am Ende eines Schuljahres vorzunehmen,
wenn die letzte Gesamtbeurteilung (§ 55) „min-
derentsprechend" oder „nicht entsprechend" ge-
lautet hat. Ferner ist eine Dienstbeschreibung am
Ende des Schuljahres vorzunehmen, in dem der
land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer die
Gehaltsstufe 9 erreicht.

§ 54. I n h a l t d e r D i e n s t -
b e s c h r e i b u n g

(1) Die Dienstbeschreibung eines land- und
forstwirtschaftlichen Landeslehrers hat ein Ge-
samtbild seines Wirkens als Lehrer, soweit er bei
einer Dienststelle der Landesverwaltung (ein-
schließlich des land- und forstwirtschaftlichen
Förderungsdienstes) verwendet wird, auch hin-
sichtlich dieser Tätigkeit, für den Zeitraum zu
geben, auf den sich die Dienstbeschreibung be-
zieht; hiebei sind sein fachliches Wissen und die
Kenntnisse der für die Ausübung des Dienstes
nötigen Vorschriften, seine Gewissenhaftigkeit,
sein pädagogisches Geschick, seine Unterrichts-
und Erziehungserfolge, sein Verhalten (§ 26) und
seine Eignung als Leiter beziehungsweise zum
Leiter zu berücksichtigen.

(2) Die Dienstbeschreibung hat außerdem eine
Gesamtbeurteilung zu enthalten.

§ 55. G e s a m t b e u r t e i l u n g

(1) Für die Gesamtbeurteilung der Dienstbe-
schreibung sind folgende Bezeichnungen zu ver-
wenden:

a) ausgezeichnet, wenn die Dienstleistung das
Durchschnittsmaß erheblich übersteigt;

b) sehr gut, wenn die Dienstleistung das
Durchschnittsmaß übersteigt;

c) gut, wenn die Dienstleistung dem Durch-
schnittsmaß entspricht;

d) minderentsprechend, wenn die Dienst-
leistung unter dem Durchschnitt liegt oder
Gründe zu ernster Bemängelung vorliegen;

e) nicht entsprechend, wenn die Dienstleistung
erheblich unter dem Durchschnitt liegt
oder trotz wiederholter Beanstandungen
wesentliche Mängel aufweist.

(2) Die Gesamtbeurteilung darf nicht in Ziffern
ausgedrückt werden.

(3) Zugleich mit der Gesamtbeurteilung am
Ende des Schuljahres, in dem der land- und
forstwirtschaftliche Landeslehrer die Gehalts-
stufe 9 erreicht, ist auszusprechen, ob er min-
destens eine seinem Dienstalter entsprechende
Durchschnittsleistung (§ 55 Abs. 3 des Gehalts-
gesetzes 1956) aufweist.

§ 56. B e k a n n t g a b e d e r G e s a m t b e u r -
t e i l u n g

(1) Die Gesamtbeurteilung ist dem land- und
forstwirtschaftlichen Landeslehrer spätestens bis
zu dem auf das Ende des Schuljahres, für das die
Dienstbeschreibung erfolgt ist, folgenden 31. Ok-
tober schriftlich bekanntzugeben.

(2) Jeder land- und forstwirtschaftliche Lan-
deslehrer hat das Recht, in seine Dienstbeschrei-
bung innerhalb von zwei Monaten nach Zustel-
lung der Gesamtbeurteilung Einsicht zu nehmen
und sich davon Abschriften anzufertigen.

§ 57. Berufung

(1) Gegen die Gesamtbeurteilung kann der be-
urteilte land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer Berufung erheben.

(2) Die Berufung ist binnen zwei Wochen nach
erfolgter Zustellung (§ 56 Abs. 1) bei der Be-
hörde, welche die Gesamtbeurteilung vorgenom-
men hat, einzubringen und von dieser der zur
Berufungsentscheidung zuständigen Behörde vor-
zulegen. Die Zeit der Hauptferien ist in die
zweiwöchige Berufungsfrist nicht einzurechnen.

(3) Gegen die Entscheidung über die Berufung
ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

(4) Die rechtskräftige Gesamtbeurteilung ist
in den Standesausweis (§ 58) einzutragen.

§ 58. P e r s o n a l a k t u n d S t a n d e s -
a u s w e i s

(1) Für jeden land- und forstwirtschaftlichen
Landeslehrer ist von der Dienstbehörde ein Per-
sonalakt anzulegen und ein Standesausweis zu
führen, der alle das Dienstverhältnis und die
Bezugsberechnung bestimmenden Angaben zu
enthalten hat.

(2) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat das Recht, in seinen Standesausweis
Einsicht zu nehmen und sich davon Abschriften
anzufertigen.

(3) Der land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer hat die für seine dienstrechtliche Behand-
lung benötigten Urkunden der Dienstbehörde
vorzulegen und erforderlichenfalls beglaubigte
Abschriften zur Verfügung zu stellen.

VII. HAUPTSTÜCK

Ahndung von Pflichtverletzungen

§ 59. A n w e n d u n g v o n f ü r B u n d e s -
l e h r e r g e l t e n d e n d i s z i p l i n a r -

r e c h t l i c h e n V o r s c h r i f t e n

Für die Ahndung von Pflichtverletzungen
finden im Sinne des § 2 die Bestimmungen des
V. Abschnittes der Lehrerdienstpragmatik, RGBl.
Nr. 319/1917, mit der Maßgabe Anwendung, daß
als Disziplinarstrafe auch der Verlust der aus der
Innehabung einer schulfesten Stelle fließenden
Rechte ausgesprochen werden kann.
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§ 60. G n a d e n r e c h t

Die von Disziplinarbehörden, rechtskräftig
verhängten Disziplinarstrafen können im Gna-
denwege erlassen oder gemildert, und es können
deren Rechtsfolgen ganz oder teilweise nachge-
sehen werden. Ferner kann im Gnadenweg ange-
ordnet werden, daß ein Disziplinarverfahren
nicht eingeleitet oder ein eingeleitetes Diszipli-
narverfahren wieder eingestellt werde.

VIII. HAUPTSTÜCK

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 61.

(1) Der monatliche Dienstbezug der in einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis teilbe-
schäftigen land- und forstwirtschaftlichen Lan-
deslehrer für einzelne Gegenstände, die vor dem
28. August 1951 angestellt worden sind und
deren Bezug bisher nach den am 13. März 1938
in Geltung gestandenen landesrechtlichen Bestim-
mungen für jede "Wochenstunde 5 v. H. des Be-
zuges eines vollbeschäftigten land- und forstwirt-
schaftlichen Landeslehrers der entsprechenden
Verwendungsgruppe betragen hat, richtet sich
weiterhin nach diesem Hundertsatz.

(2) Die bis zum 28. August 1951 in einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis in Teilbe-
schäftigung zurückgelegten Dienstzeiten sind für
die Bemessung des Ruhegenusses mit den vollen
Hundertsätzen gemäß § 7 Abs. 1 des Pensions-
gesetzes 1965 anzurechnen, soweit es sich nicht
um Personen handelt, auf die § 2 Abs. 4 des
Pensionsüberleitungsgesetzes Anwendung findet.

(3) Auf die nicht vollbeschäftigten, in einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehenden
land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer,
denen bisher nach den am 13. März 1938 in Gel-
tung gestandenen landesrechtlichen Bestimmun-
gen nur eine Remuneration zuerkannt worden
ist, finden die Bestimmungen des Abs. 1 und des
§ 49 Abs. 1 und 2 gleichfalls Anwendung. Ein
Ruhe(Versorgungs)genuß steht ihnen oder ihren
versorgungsberechtigten Angehörigen nach Maß-
gabe der Bestimmungen des Abs. 2 und des § 49
Abs. 3 und 4 zu.

(4) Auf land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer, denen bisher nach den am 13. März 1938
in Geltung gestandenen landesrechtlichen Bestim-
mungen auf Grund eines in Teilbeschäftigung
zugebrachten öffentlich-rechtlichen einschließlich
eines remunerierten Dienstverhältnisses ein
dauernder ordentlicher Ruhegenuß oder eine
Provision zuerkannt worden ist, finden die Be-
stimmungen des Abs. 2 und des § 49 Abs. 3
und 4 Anwendung.

(5) Die Bezüge auf Grund der Abs. 1 bis 4
dürfen den Dienstbezug (Ruhe- oder Versor-
gungsgenuß) eines vollbeschäftigten land- und
forstwirtschaftlichen Landeslehrers der entspre-
chenden Verwendungsgruppe nicht übersteigen.

§ 62.

Die erstmalige Einreihung von land- und
forstwirtschaftlichen Landeslehrern, die sich am
13. März 1938 in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis als Lehrer befunden haben und
noch nicht in die Verwendungsgruppen und Ge-
haltsstufen des Gehaltsüberleitungsgesetzes über-
geleitet worden sind, in die Verwendungs-
gruppen und die Gehaltsstufen des Gehalts-
gesetzes 1956 sowie die Überleitung der unter
§ 1 fallenden Pensionsparteien, ist unter weiterer
Anwendung der Bestimmungen des § 9 des Lan-
deslehrer-Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBl.
Nr. 188/1949, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 177/1951 und BGBl. Nr. 56/1956,
durchzuführen.

§ 63.

(1) Auf Grund der bisherigen Vorschriften zu-
erkannte besoldungs- und pensionsrechtliche An-
sprüche von land- und forstwirtschaftlichen Lan-
deslehrern des Dienst- oder Ruhestandes oder
ihren Hinterbliebenen beziehungsweise Ange-
hörigen bleiben unberührt.

(2) Zulagen, auf die ein land- und forstwirt-
schaftlicher Landeslehrer, auf Grund seines
Dienstverhältnisses wegen einer durch den Krieg
1914—1918 erlittenen Kriegsbeschädigung am
13. März 1938 Anspruch hatte, gebühren im
Sinne des § 85 des Gehaltsgesetzes 1956 weiter.

§ 64.

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes sind auf die nach § 1 unter dieses Bundes-
gesetz fallenden Personen die nachstehenden
dienstrechtlichen Bestimmungen, soweit sie noch
in Geltung stehen, nicht mehr anzuwenden, so-
fern nicht in diesem Bundesgesetz anderes be-
stimmt ist:

a) das Landeslehrer-Gehaltsüberleitungsgesetz,
BGBl. Nr. 188/1949, und die hiezu er-
gangenen Novellen, BGBl. Nr. 177/1951
und BGBl. Nr. 56/1956,

b) das Bundesgesetz vom 25. Juli 1956, BGBl.
Nr. 172, über das Gnadenrecht in Diszi-
plinarangelegenheiten der Landeslehrer,

c) die die Landeslehrer betreffenden dienst-,
gehalts-, pensions- und disziplinarrecht-
lichen Vorschriften der Bundesländer, so-
weit es sich nicht um Vorschriften handelt,
die auf Grund des § 3 des Lehrerdienst-
rechts-Kompetenzgesetzes, BGBl. Nr. 88/
1948, erlassen worden sind,

d) § 66 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl.
Nr. 340.

(2) Die Bestimmungen des Beamten-Über-
leitungsgesetzes, StGBl. Nr. 134/1945, und des
Religionsunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 190/1949,
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in der jeweils geltenden Fassung, werden durch
dieses Bundesgesetz nicht berührt.

§ 65.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September
1966 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits von dem der Kund-
machung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag an
erlassen werden. Sie treten jedoch frühestens
gleichzeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

§ 66.

Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes, ausgenommen die Verordnungen gemäß
§ 19, sind vom Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt, soweit ihre Bestimmungen
finanzielle Auswirkungen für den Bund nach sich
ziehen, außerdem im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen, zu erlassen.

Jona«
Klaus Schleinzer Schmitz


